
«Rechne mit höherer Stimmbeteiligung» 
Weil das Thema Casinoverbot emotional besetzt ist, geht Thomas Milic vom Liechtenstein-Institut von einem grossen Interesse aus. 

Desirée Vogt 
 
Am 29. Januar stimmt Liechten-
stein über das Initiativbegehren 
«Casino-Verbot» ab. Sagt die 
Mehrheit der Stimmbürger Ja 
dazu, würde das Casinoverbot 
in der Verfassung verankert und 
die bestehenden Spielbanken in 
Liechtenstein müssten innert 
fünf Jahren ihren Betrieb 
wieder einstellen. Die Unterla-
gen zur Abstimmung wurden 
bereits zugestellt, auch die Mei-
nungen dürften gemacht sein. 

Um die Meinungen und 
Einstellung der Bevölkerung im 
Detail zu erörtern, führt das 
Liechtenstein-Institut in Zu-
sammenarbeit mit dem «Vater-
land» und «Volksblatt» wie bei 
anderen Abstimmungen erneut 
eine anonyme Onlineumfrage 
durch. Für das Ausfüllen benö-
tigt man ca. 7 bis 12 Minuten, es 
sind rund 30 Fragen zu beant-
worten. 

«Wollen wissen, wie gross 
die Motivgruppen sind» 
Wie das Volk nach einer Ab-
stimmung denkt, ist ja klar. 
Aber was waren die Entschei-
dungsgründe für das mehrheit-
liche Ja oder Nein? Was hat die 
Stimmberechtigten zu ihrer 
Meinung bzw. Haltung geführt? 
Und was haben sie mit ihrem Ja 
oder Nein bezweckt? Genau da-
für interessiert sich das Liech-
tenstein-Institut, wie Thomas 

Milic, Forschungsbeauftragter 
Politik, mitteilt. «Bei der Casi-
noverbot-Abstimmung wird es 
solche geben, welche die Initia-
tive annehmen, weil sie Geld-
spiel grundsätzlich für schäd -
lich oder verwerflich erachten. 
Sie wollen das Geldspiel gene-
rell verbieten. Andere sind 
nicht prinzipiell gegen das 
Glücksspiel, aber der Ansicht, 
die jetzige Zahl der Casinos sei 
zu hoch», erklärt Milic. Im 
Nein-Lager werde es umge-
kehrt solche geben, die dem 
Geldspiel zwar skeptisch ge-
genüberstehen, aber ein Casi-
noverbot aus wirtschaftlichen 
Gründen ablehnen. Andere 
wiederum würden aus rechts-
staatlichen oder ordnungspoli-
tischen Gründen ein Nein in die 
Urne einlegen. «Wir wollen 
wissen, wie gross diese Motiv-
gruppen sind. Zu diesem Zweck 
fragen wir beispielsweise auch, 
wie viele Casinos es der 
eigenen Meinung nach in 
Liechtenstein verträgt.» 

Unterschied geringer als bei 
Franchisen-Abstimmung 
Geht Thomas Milic bei der 
kommenden Abstimmung auch 
davon aus, dass die Gegner der 
2G-Regelung auch Nein zu ei-
nem Casinoverbot sagen wer-
den? «Genau um diese Frage 
beantworten zu können, wird 
die Befragung durchgeführt. 
Wir testen da beispielsweise 
 Argumente, die während des 
Abstimmungskampfes vorge-
bracht wurden. Und das Argu-
ment der Verbotskultur ist eines 
davon. Welchen Anklang fand 
dieses Argument im Stimm-
volk? Darüber können wir zum 
jetzigen Zeitpunkt nur speku-
lieren. Aber nach der Auswer-
tung der Befragungsdaten wis-

sen wir mehr.» Auch, welche 
soziodemografische Faktoren 
eine Rolle gespielt haben, wer-
den die Umfrageergebnisse zei-
gen. Schon jetzt weiss Thomas 

Milic aber: «Wenn die Beteili-
gung hoch ist, sind die Unter-
schiede zwischen den soziode-
mografischen Gruppen not-
wendigerweise geringer. Für 
den Abstimmungssonntag vom 
29. Januar ist deshalb zu ver-
muten: Zwar werden sich die 
Älteren weiterhin fleissiger be-
teiligen als die Jüngeren, und 
zwar, weil sie das immer tun. 
Aber der Unterschied wird 
wahrscheinlich nicht mehr so 
gross sein wie bei der Fran-
chisen-Abstimmung.» Die 

Ausgangslage bei dieser Ab-
stimmung sei wegen der vielen 
möglichen Entscheidungs-
gründe komplizierter als etwa 
bei einer Rentenabstimmung. 

Neben wirtschaftlichen Grün-
den würden auch moralische 
Erwägungen, soziale Beden-
ken, aber auch ordnungspoliti-
sche Kalküle eine Rolle spielen. 
«Das erschwert es, im Vornhe-
rein zu sagen, welche Gruppe 
wie stimmen wird. Aber auch 
hierzu wissen wir nach der Be-
fragung mehr.»  
 

Hinweis 
Teilnahme an der Umfrage unter 
vaterland.li/abstimmungsumfrage

Thomas Milic vom Liechtenstein-Institut ist gespannt auf die Ergebnisse der Onlineumfrage und hofft auf eine rege Teilnahme der 
Liechtensteiner. Bild: Michael Zanghellini (21.1.2021)

«Ausgangslage ist  
wegen möglichen  
Entscheidungs- 
gründen kompliziert.»
 
 

«Meinungen sind bei 
einem grossen Teil 
der Bevölkerung 
bereits gemacht.»
 
 

«Testen Argumente, 
die im Abstimmungs-
kampf vorgebracht 
wurden.»
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Das neue Organspenderegister lässt weiter auf sich warten  
Das digitale Register der Schweiz steht frühestens 2025 bereit. Die Widerspruchslösung wird in Liechtenstein erst dann ein Thema. 

Mitte Mai 2022 hat sich das 
Schweizer Stimmvolk für einen 
Paradigmenwechsel in der Or-
ganspende entschieden: Rund 
61 Prozent sprach sich für die 
sogenannte Widerspruchslö-
sung aus. Damit müssen sich 
künftig Personen im digitalen 
Register eintragen, die ihre Or-
gane nicht spenden möchten. 
Doch bis diese neue Regelung 
in Kraft tritt, dauert es noch. 
Das Bundesamt für Gesundheit  
hat nämlich bekannt gegeben, 
dass das neue Organspendere-
gister des Bundes frühestens 
2025 bereitsteht. Das dauert so 
lange, weil es auf Bundesebene 
noch keine digitale Identität 
gibt. Soll heissen: Anders als in 
Liechtenstein mit der «eID» ist 
die digitale Identifikation von 
Personen in der Schweiz noch 
nicht sehr verbreitet. 

Die Entwicklungen bezie-
hungsweise Verzögerungen 
über dem Rhein betreffen auch 
das Land. Die Liechtensteiner 
sind in Swisstransplant, der 
Schweizerischen Nationalen 
Stiftung für Organspende und 
Transplantationen, eingebun-

den und bei Spenden wie auch 
der Aufnahme auf die Wartelis-
te den Schweizern gleichge-
stellt. Deshalb soll im liechten-
steinischen Gesundheitsgesetz 
zur Organspende ebenfalls eine 
Anpassung erfolgen – und das 
zeitgleich mit der Schweiz. An 
dieser Haltung rüttelt auch der 
lange Umsetzungsprozess des 
neuen Onlineregisters nicht.  

Frühere Anpassung  
hätte keine Auswirkung 
Das Ministerium für Gesell-
schaft und Kultur erklärt: 
«Es wird weiterhin angestrebt, 
bei den Anpassungen im liech-
tensteinischen Gesundheitsge-
setz zur Organspende zeitlich 
mit der Schweiz Schritt zu hal-
ten.» Dies, weil das Land ge-
stützt auf die zwischenstaatli-
che Vereinbarung betreffend 
die Zuteilung von Organen zur 
Transplantation sehr eng mit 
der Schweiz verbunden ist. Zu-
dem gilt jeweils die Gesetzge-
bung des Landes, in dem die 
potentielle Organentnahme 
stattfinden würde. Eine frühere 
Gesetzesanpassung in Liech-

tenstein als in der Schweiz hätte 
keine Auswirkung. Denn: Zur-
zeit können hierzulande keine 
Organentnahmen stattfinden. 

Des Weiteren weist das Mi-
nisterium für Gesellschaft und 
Kultur darauf hin, dass es noch 
immer keinen konkreten Zeit-
plan geschweige denn einen 
Termin für eine Vernehmlas-
sung gibt. Damit die Wider-
spruchslösung in Liechtenstein 
aber in Kraft treten kann, muss 
sich der Landtag mit dem The-
ma befassen.  

E-Gesundheitsdossier  
statt Organspendekarte? 
Das bisherige digitale Register 
für potenzielle Organspender 
wurde von Swisstransplant be-
trieben und im Dezember 2022 
gelöscht. Die Plattform war am 
Schutz der persönlichen Daten 
gescheitert. Zuletzt waren rund 
130 000 Personen im Online-
register von Swisstransplant 
eingetragen – darunter 471 aus 
Liechtenstein. Das Register sei 
zwar ein tolles Instrument ge-
wesen, um den persönlichen 
Entscheid festzuhalten. Der 

Wegfall werde aber keinen 
Rückgang der Spenderzahlen 
nach sich ziehen, ist Franz 
 Immer, Geschäftsführer von 
Swisstransplant, überzeugt. Die 
Onlineplattform wurde 2018 
lanciert, und in den drei Jahren 
wurden lediglich 21 Treffer er-

zielt. Sprich, in 21 Fällen konnte 
über das Onlineregister ein ge-
eigneter Spender ausfindig ge-
macht werden. Als Nachteil 
wertet Franz Immer hingegen 
die Wartezeit, bis das neue Or-
ganspenderegister endlich be-
reitsteht: «Wir rechnen mit ei-

nem Anstieg der Spenderzah-
len. Die Verzögerung wird sich 
auf das Spenderaufkommen 
auswirken und damit letztlich 
auf die Patienten auf der Warte-
liste.»  

Bis das neue Schweizer Or-
ganspenderegister online ist,  
setzen die Verantwortlichen 
derweil auf andere, zumeist be-
reits bekannte Massnahmen: 
Die Organspendekarte und Pa-
tientenverfügungen. Auch der 
Einsatz eines elektronischen 
Patientendossiers wäre mög-
lich. Erst vergangene Woche 
wurde in Liechtenstein über das 
elektronische Gesundheitsdos-
sier (eGD) informiert. Doch ob 
darin die Zustimmung zur Or-
ganspende künftig festgehalten 
werden kann, steht noch nicht 
fest. «Es müsste sichergestellt 
werden, dass insbesondere 
Schweizer Kliniken, in denen 
Organentnahmen durchgeführt 
werden, auch Zugriff auf das 
Dossier haben», gibt das Minis-
terium für Gesellschaft und 
Kultur zu bedenken.   
 
Julia Kaufmann

Die Verzögerung des neuen Onlineregisters wirkt sich auf die  
Patienten auf der Warteliste aus. Bild: Keystone


